
MANAGEMENT Steuerstrukturierung bei Auslandsengagement

D eutsche Mittelständler sind häufig 
als Personengesellschaft, insbesonde-
re als GmbH & Co. KG, strukturiert. 

Möchten sie ein Auslandsengagement einge-
hen, stehen grundsätzlich drei Alternativen 
zur Verfügung: das Direktgeschäft, die Be-
teiligung an einer ausländischen Tochterka-
pitalgesellschaft sowie die Begründung einer 
ausländischen Betriebsstätte bzw. Gründung 
einer ausländischen Personengesellschaft, 
welche regelmäßig wie eine Betriebsstätte 
behandelt wird. 

Das Direktgeschäft in Form des Exports 
von Waren oder Dienstleistungen ins Ausland, 
ohne die Begründung einer ausländischen Be-
triebsstätte, führt zwar in der Regel nicht zu 
einer Steuerpfl icht im Ausland, die vergleichs-
weise hohe deutsche Ertragsteuerbelastung 
der Geschäftstätigkeit bleibt jedoch bestehen. 
Die Steuerbelastung beträgt 48 %.

Die Investition in eine ausländische Toch-
terkapitalgesellschaft führt grundsätzlich 
zur vollen Steuerpflicht hinsichtlich der 
von der Tochterkapitalgesellschaft erzielten 
Gewinne im Ausland. Bei Thesaurierung 
der Gewinne auf Ebene der ausländischen 
Tochterkapitalgesellschaft fallen regelmä-
ßig in Deutschland keine Steuern an, sofern 
die Gesellschaft keiner passiven Tätigkeit 
im Sinne des Außensteuergesetzes in ei-
nem niedrig besteuerten Land nachgeht. 
Bei Ausschüttung der Gewinne an eine 
deutsche Mutterpersonengesellschaft er-
folgt keine Freistellung der Dividendenein-
künfte in Deutschland. Im Ausland werden 
üblicherweise Quellensteuern auf die Divi-
dende erhoben. Es fällt zwar bei einer Be-
teiligung von mindestens 15 % an der aus-
ländischen Tochterkapitalgesellschaft keine 
Gewerbesteuer auf Ebene der deutschen 
Personengesellschaft an, allerdings werden 
die Gewinne im Teileinkünfteverfahren auf 
Ebene der Gesellschafter mit Einkommen-
steuer und Solidaritätszuschlag belastet. 
Lediglich die ausländische Quellensteuer 
kann regelmäßig auf die deutsche Einkom-
mensteuer angerechnet werden, sodass die 
Gewinne wirtschaftlich doppelt besteuert 
werden. Die Steuerbelastung beispielsweise 
einer polnischen Tochterkapitalgesellschaft 
beträgt 41 %.

Etwaigen Vorteilen einer aus-
ländischen Tochterkapitalgesell-
schaft wie deren Anerkennung als 
einheimisches Unternehmen, der 
Haftungsbeschränkung sowie der 
Möglichkeit der Beteiligung von 
Miteigentümern oder auch auslän-
dischen Geschäftsführern mit Markt- und 
Branchenkenntnissen steht somit eine ver-
gleichsweise hohe Steuerbelastung bei der 
Beteiligung über eine deutschen Mutterperso-
nengesellschaft entgegen.

Soll ein vorhandenes Steuergefälle 
und damit eine günstigere Besteuerung im 
Ausland ausgenutzt werden, ohne auf eine 
Haftungsbeschränkung zu verzichten, so 
bietet das sogenannte „Mittelstandsmodell“ 
bei Ländern, mit welchen ein Doppelbe-
steuerungsabkommen besteht, in der Regel 
eine optimale Steuerstrukturierung des Aus-
landsengagements.

Wird im Ausland eine Betriebsstätte oder 
Personengesellschaft gegründet, wird das deut-
sche Mutterunternehmen mit den Betriebsstät-
tengewinnen bzw. Gewinnen der ausländischen 
Personengesellschaft in der Regel im Ausland 
beschränkt ertragsteuerpfl ichtig. 

Bei Ländern mit denen ein Doppel-
besteuerungsabkommen besteht, wird der 
ausländische Gewinn allerdings regelmäßig 
von der Besteuerung in Deutschland frei-
gestellt unter Beachtung des Progressions-
vorbehalts. Somit erfolgt bei einer aktiven 
Tätigkeit der Betriebsstätte bzw. Personen-
gesellschaft im Ausland eine Reduktion der 

Steuerbelastung auf den zumeist niedrigeren 
ausländischen Steuersatz. Im Beispielsfall 
einer polnischen Personengesellschaft oder 
Betriebsstätte beträgt die derzeitige Ertrag-
steuerbelastung lediglich 19 %.

Der Nachteil der mangelnden Haftungs-
beschränkung einer ausländischen Personenge-
sellschaft wird durch das „Mittelstandsmodell“ 
beseitigt, indem bereits bei Beginn eines 
Auslandsengagements eine deutsche GmbH 
zwischen die deutsche Mutterpersonen-
gesellschaft und die ausländische Perso-
nengesellschaft geschaltet wird, welche die 
Auslandsbeteiligung hält. Die originär ge-
werblich tätige deutsche Mutterpersonenge-
sellschaft (Organträgerin) und die deutsche 
GmbH (Organgesellschaft) begründen unter 
Abschluss eines Ergebnisabführungsver-
trags eine Organschaft. Auf diese Weise wird 
eine Haftungsbeschränkung im Hinblick auf das 
Auslandsgeschäft erreicht bei gleichzeitigem 
Erhalt der Steuerfreistellung der ausländischen 
Gewinne in Deutschland. Der gesamte Gewinn 
der ausländischen Personengesellschaft wird 
über den Ergebnisabführungsvertrag der 
deutschen Mutterpersonengesellschaft als 
ausländischer steuerfreier Gewinn zugerech-
net. Auf Ebene der Gesellschafter der Mut-
terpersonengesellschaft ist der ausländische 
Gewinn ebenso steuerfrei unter Beachtung 
des Progressionsvorbehalts. Zu prüfen 
bleibt jedoch bei jeder Art des Auslandsen-
gagements das Risiko einer Funktionsverla-
gerung, um eine steueroptimale Gestaltung 
aufgrund dessen nicht zu gefährden. Denn 
eine Verlagerung von Funktionen hätte die 
Entstrickung stiller Reserven sowie deren 
Besteuerung zur Folge.

Im Ergebnis führt das „Mittelstandsmodell“ 
zu einer Reduktion der Besteuerung auf das 
ausländische zumeist niedrigere Steuerniveau 
bei gleichzeitiger Haftungsbeschränkung im 
Bezug auf das Auslandsengagement. 

Das Mittelstandsmodell
Optimale Steuerstrukturierung des Auslandsengagements 

deutscher mittelständischer  Personengesellschaften

Die Autoren Steuerberaterin Dipl.-K� r. Nadine Sinderhauf und Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
Dipl.-Kfm. Michael Engels, zugleich Fachberater für internationales Steuerrecht von der Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft FRIEBE - PRINZ + PARTNER beantworten Fragen gerne unter wpg@fpp.de.

GmbH 
& Co. KG

GmbH

Personengesellschaft

100%

100%

Erg
eb

nis
ab

fü
hr

un
gs

ve
rtr

ag

Or
ga

ns
ch

af
t

Deutschland

DBA-Ausland

Gestaltung zur Erreichung einer Haftungs-
beschränkung sowie Steueroptimierung


